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Gegenstand: Entwurf eines Bundesgesetzes, m�de. das 
Geflügelwirtschaftsgesetz geändert wird; , 

Aussendung zur Begutachtung 

Das Bundesainisterium für Land- und Forstwirtschaft beehrt 

./. sich, in der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Bundesgesetz über die Erhebung eines Importausgleiches bei 

der Einfuhr von �zeugnissen der Geflügelwirtschaft geändert 

wird, in 25 Ausfertigungen mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme 

zu übermitteln. Der Entwurf wurde mit hi •• 1J • .&pri.l. 1984-
dem allgemeinen Begutachtungsverfahren zugeführt. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Für den Bundesminister: 

Dr. R 0 g e l  
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1 
Bundesgesetz vom • • • • • • • • • • •  , mit dem das Bundesgesetz über 

die Erhebung eines Importausgleiches bei der Einfuhr von 

Erzeugnissen der Geflügelwirtschaft geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Bundesgesetz über die Erhebung eines Importaus­

gleiches bei der Einfuhr von Erzeugnissen der Geflügelwirt­

schaft BGBl.Nr. 135/1969 in der Fassung der Bundesgesetze 

BGBl.Nr. 467/1971, BGBl.Nr. 785/1974, BGBl.Nr. 340/1978 und 

BGBl.Nr. 133/1979 wird wie folgt geändert: 

1. Dem Titel des Gesetzes ist der Kurztitel " (Geflügelwirt­

schaftsgesetz)1t anzufügen. 

2. Im § 1 Abs.1 hat die lit.f zu lauten: 

IIf) 04.05 B andere Vogeleier" . 

3. Die bisherige lit.f im § 1 Abs.1 erhält die Bezeichnung 
"g)". 

4. Der erste und zweite Satz des § 5 Abs.2 haben zu lauten: 

"Die Erlassung eines Feststellungsbescheides gemäß Abs.1 , 

de� zufolge der Importausgleich gemäß § 4 Abs.2 oder 

§ 4 a zu entrichten sein wird, ist davon abhängig, daß 

der Antragsteller eine Sicherstellung in Höhe des Betrages 

leis-cet, der dem tarifmäßigen Zoll für die Importware ent­

s?=icnt_ Das gleiche gilt für die Erlassung von Fest­

s�e:lu�sbescheiden, denen zufolge gemäß § 4- Abs.3 ein 

höh�rer Imyortausgleich oder gemäß § 4- Abs.4 ein ermäßig­

ter oder kein Importausgleich zu entrichten sein wird, mit 

der lIaßgabe, daß die Sicherstellung in der Höhe des Mindest­

bet::-9..ges zu lei sten sein wird." 
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5. § 10 Abs.4 hat zu lauten: 

:: \ 
... 1 

" ( 4) Gültige Beschlüsse des Beirates bedürfen einer Mehr­

heit von vier Fünf teIn der abgegebenen Stimmen. Im übrigen 

wird die Tätigkeit des Beirates durch eine Geschäftsordnung 
geregelt , die vom Beirat zu beschließen ist und der Geneh­
migung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft 

bedarf. In der- Geschäftsordnung kann auch vorgesehen werden� 
daß in bestimmten minder wichtigen oder dringenden Fällen 

Beschlüsse durch Rundfrage des Vorsitzenden oder im Uml auf­
weg gefaßt werden können." 

Artikel 11 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundes­

minister für Land- und Forstwirtschaft betraut. 
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V o r  b 1 a t t 

Problem: 

Ein wesentlicher Teil der für die inländische Geflügelproduktion 

erforderlichen Bruteier wird aus dem Ausland eingeführt. 

Ziel: 

Schutz der inländischen Geflügelwirtschaft im Hinblick auf den Ausbau 

einer eigenen Produktion. 

Inhalt: 

Einbeziehung aller Vogeleier in den Geltungsbereich des Geflügel­

wirtschaftsgesetzes. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 
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E r 1 ä u t e r u n  g e n  

Das seit 1979 unverändert gebliebene Geflügelwirtschaftsgesetz 

hat sich im Laufe der Zeit in einigen Punkten als änderungsbedürftig 

erwiesen. Im einzelnen werden folgende Änderungen vorgeschlagen: 

Zu Art. I Z. 1: 

Der lange Gesetzestitel läßt die Einführung des in der Praxis be­

reits gebräuchlichen Kurztitels "Geflügelwirtschaftsgesetz" zweckmäßig 

erscheinen. 

Zu Art. I Z. 2 und 3: 

Enten-, Gänse- und Truthühnerbruteier werden zur Inlandsproduktion 

für die genannten Tierarten benötigt. Ein Großteil dieser Eier wird ein­

geführt. Entenbruteier können bereits in vollem Umfang im Inland produziert 

werden; die Erzeugung der anderen Bruteier könnte zumindest zum Teil be­

reits in naher Zukunft ebenfalls im Inland erfolgen. Dies würde für 

bäuerliche Betriebe eine zusätzliche Erwerbsquelle darstellen. Es erscheint 

daher notwendig, auch diese Waren in die Regelung des Geflügelwirtschafts­

gesetzes einzubeziehen. 

Da die Unterscheidung der Eier verschiedener Tierarten anläßlich der 

zollamtlichen Abfertigung verwaltungstechnisch einen zu hohen Aufwand er­

fordern würde bzw. bei manchen Warenarten praktisch unmöglich wäre, wird 

die Einbeziehung der gesamten Zolltarifposition 04.05 B in das Geflügel­

wirtschaftsgesetz vorgeschlagen. Durch diese Einbeziehung kann gemäß § 4 

Abs. 4 entsprechend den Erfordernissen der inländischen Geflügelzucht der 

Importausgleich für manche Waren ermäßigt oder erlassen werden. 

Zu Art. I Z. 4: 

Gemäß § 5 Abs. 2 ist der Mindestimportausgleich in der Höhe des 

tarifmäßigen Zolles mittels Bankgarantien zu besichern. Seit der Novelle 

1978 kann der Mindestimportausgleich gegenüber Staaten, die Ausfuhrer­

stattungen gewähren, erhöht werden. Die Importeure haben sinngemäß für 

den erhöhten Mindestimportausgleich die entsprechend erhöhten Sicher­

stellungen zu leisten. Um diese bisher geübte Praxis in rechtlicher 
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Hinsicht eindeutig klarzustellen, wäre die vorgeschlagene Ergänzung des 

§ 5 Abs. 2 erforderlich. 

Zu Art. I Z. 5 :  

Es erscheint zweckmäßig, dem Beirat für Eier und Geflügel die Möglich­

keit zu geben, in bestimmten Fällen, nämlich in minder wichtigen oder in 

dringenden Fällen (wie z.B. bei der Anpassung des Mindestimportausgleiches 

an geänderte ausländische Erstattungsbeträge) rascher tätig werden zu 

können. Zu diesem Zwecke wird vorgesehen, daß Beschlüsse auch außerhalb 

von formell einberufenen Sitzungen ge faßt werden können. 

Art. II enthält die Vollzugsklausel. Das Inkrafttreten der Novelle ist 

für den der Kundmachung im Bundesgesetzblatt folgenden Tag vorgesehen 

(Art. 49 Abs. 1 B-VG). 
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Tex�gegenliberstellung 

Geltender ::t:ext 

taa. Baudac-tz .., 21. Mirz 1969 
jjbcr die Erhcblllll ciaa IniponaUlllcimcs 
bei der EiDIuhr .OD. ErzcupjacD der Ge--

flüplwirudWc 

p. 
(l).ADläßlich der EiDfuhr der nachstehend 

.. IIPIIWl "al"lll in ...... N"llbe d.r BclCim· 
JIIUDICD dina BuDCIesa-aes ein Imponau'll.ich 
ciUuhtbtllö 

a) 

11) 

cl 

cl) 

c) 

.MI t v± .. 

01.05 Hüh • .,.. iace.. Güte. Trur· 
Iaüha., .. d Perlhühaer. labend 

02.02 ToUt GeBillel der Zolltarif· 
nummer 01.0.. Flei.ch. Inn .. 
reien 11l1li anderer lenießbarer 
5d\lachunf.U da1'on (ausI,nom· 
men Lcbem). frisch. I.kühlr 
oder leroren 

CZ.Ol G,f1ilpllfhfrn. fri,QI. ,ckühlt. 
,aro.., ,_baD pd,r in S.1z. 
lak. 

02.05 B G.f1iicelfm. ",der ,usleproß�. 
noch aUllac:hmolzcn. noch mll 
Lö.unpmimln elltrabiert, 
iri.ch. pkiUUt, lefroren. lesal· 
UD, in Salzlake. lemxluy, 
oder I.räuchcn 

04.05 A Hühnerei.,.· 
.J) es 04 .05 C Volsi UDd EipIb. Irisdi. ce· 

uoduscc oder .nder. haltbar 
cemadu, mic eMm Zucker· 
schalt. ,erechnet als In.e"· 
zucker. 1'OiIl weDilft' aIa 5'/. 
des�im-. 

s. �. 

lUlle_CD Vollri uDd E· 
leib. CetrockHt, für Eruuser 
VOD Tciparna zur Hem.e\· 
luns VOD Eienriparea. auf 
Erlaubaiachu ,emiß AAmer· 
kWlJ IW' Nummft' 04.05 des 
ZoUurif-. ZolluriIc-u 
1958, BGill. Nr. 74, iD der 
jew«b Idruden F .. uunl." 

"(2) Die &1-. ciIla Fenrtell� 
semäß Abi. 1. dem nlo1ce der lmponalllJlei.i 
IcmiI S .. Abs. I bia 1 falCaetzt werdeD � 
iat duoll abhÜllia. cIaI der AJauapt.eller ... 
SichcntellUIII iD Höhe .. BIUII- lcinet, _ 
dem urifmi4i&m ZoD fiir die lmpomrare _ -
spricht. D. a1cidl. silt fiir die Erlaaaac . CI! 
FatltellllllpbacDcidea, dem zufolce Iemä& $ 
Abs. 4 eiIl Dicht _ter ciIlu bcnimmcaa Mia 
beuaa 1I'IIli&ipr lm� '-. 
wuda wird, mit der MaJcabe. cIaI die. . 
eteUUIII ia der Höhe cIi_ Milldeatbaual. 
leietaa Ut. Die SichemellUIII hae dur ... 
G&nllticcrklinaq ciIl. ikterrciciaiadl. L . 
Ulltel'Dchmeu n erfolam. Die SichenteUaac . 
auf AJacrac da lmponcun IUIZ oder teil" . 
freizucebeD, W'IIII ud _cie die GriiIIde für 
Lcistlllll du SichenceUUIII weaefaUm liIId 
der lmponaUIIleicb Diche billllm lCdu Mo ... 
Dam zoUamdicbu Abfenia1llll der Impo 
zum freim Verkehr fCRIClCczt wird ($ 4 Abt. 5). 

S 10. 

(4) Gültige Beschlüue des Beirares bedürfen 
- die ordnungsgemäße Einladung aller Mit. 
glieder vorausgesetzt - einer Mehrheit Ton vier 
FünfrelD der abgesebuCD Stimmen. Im übrigeIl 
wird die Tätigkeit des Beirates durch eiDe Ge­
schäftsordnung geregelt, die vom Beirat zu be­
schließen ist und dcr Genehmil'lDI da Bundes­
ministeriums für Land· und Forstwirtschaft 
bcdarf. 

Dea Titel des Gesetze. ist der Kurztitel "CGeflijgelwirt­

scha!t.sesetz)" anzufüsen. 

la I 1 Ab •• 1 hat die lit.! zu lauten: 

"t) 04.05 B &ndere Vosel.ier". 

Die b1sher1se lit.! 1& § 1 Abs.1 erhält die BezeichnUD! 
'g)'. 

Der erste und zweit e Satz des § 5 Abs.2 haben zu lauten: 

"Die Erlassung eines Fest stellu:g8besc�e1de9 ge.äß Abs.1, 

dem zufolge der Importauagle1ch gemse § 4 Ab •• 2 oder 

§ 4 • IU entr i chten sein wird, 1st davon abhängig, da! 

der antragatel Ier e1ne Sicherstelluns in Höhe des Betrages 

le1stet. der de!!l tarif.äUgen Zoll nr d1e Import"lfare ent­

s pricht . Das gle1che gilt Nr d1e Erlas.uns Ton Fest­

stellunsl bel cbeidell. denen zufolge geaaS § 4 Abs.� ein 

höherer Importauagleicb oder gemäS § • Aba •• ein eraäSig­

ter oder kein Importausgleicb zu entricbten sein wird, mit 

der MaBgabe. daS die Sicherstelluns in der Bohe des Mindest· 

betrages zu leist en aein wird." 

§ 10 Aba .4 hat zu lauten: 

"(4) Gültise Be.chlü ••• dea Beirate. bedürfen einer Mehr­

heit von Vier Pünttelll der abgeseb.II.1I Stimmell. Im übrige" 

wird d1e räti!ke1t de. Beirate. durch eiDe Ge.chättaordnuns 

gereselt. d1e TOll Beirat zu be.ch11.lell 1.t und der Geneh-

1I1!UD! d.. BUIId.a.il11.tera rür Land- UIId For.tw1rtacba!t 

bedarf. In der Geacbättaordnuas kaAn auch vorseaehen werdee. 

daS in beatiaatell .inder wichtisen oder drillSelld.n Fällen 

Beachlüsae durch Rundtrage d •• Voraitzellden oder 1. Umlau!­

weg getaSt werden k01lll.1I." 
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